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Presseerklärung

Fürther Grüne unterstützen das Bürgerbegehren des Wasserbündnisses gegen Privatisierung der Stadtentwässerung 

Nach wie vor lehnen die Grünen in Fürth eine Privatisierung der Stadtentwässerung ab. (siehe auch Presseerklärung vom 10.02.2005). Deshalb unterstützen sie das Fürther Wasserbündnis  und das Bürgerbegehren gegen Privatisierung der Stadtentwässerung, das mit dem Wassertag am 25.3. gestartet wird.

Dass der ehemals angedachte Verkauf an Gelsenwasser vom Tisch ist, hebt die grüne Stadträtin Waltraud Galaske als positiv hervor. Doch auch die neu diskutierte  Umwandlung der Stadtentwässerung in eine GmbH unter der Regie der infra als 100% Tochter der Stadt, bringe aus Sicht der Grünen keinerlei Vorteile, die einen solchen einschneidenden Schritt rechtfertigen würden. Im Gegenteil, es kann eine spätere Privatisierung nicht ausgeschlossen werden.

Bis jetzt fehle auch die lange versprochene Vorstellung des Kölner Abwasserbetriebes als Anstalt des öffentlichen Rechtes für eine entsprechende Gegenüberstellung der Vor- und Nachteile zwischen einer GmbH und einem städtischen Eigenbetrieb. Dies wurde zwar zugesagt, scheint aber vom OB nicht mehr für nötig befunden zu werden.  So wird eine sachliche Abwägung im Stadtrat behindert. Die kurzsichtige Sorge um den aktuellen Haushalt könnte viele zu einer unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten falschen Entscheidung verleiten.

Ein weiteres Problem sehen die Grünen darin, dass eine neue Betriebsform zu keinerlei Gebührenerhöhung für die Bürger führen dürfe. Ein entsprechender Nachweis fehle aber. Denn die behaupteten Synergieeffekte, die das Betriebsergebnis einer GmbH verbessern sollten, wurden noch nie konkret benannt. Wieder sei zu befürchten, dass dies auf die Entlassung von Personal hinauslaufe, wenn lediglich bestimmte Verwaltungsabläufe zusammengefasst würden. Offen ist daher, wie allein die zusätzlich zu zahlende Mehrwertsteuer erwirtschaftet werden könne, ohne die Gebühren entsprechend anzupassen.

Nachdrücklich verweist auch Lydia Bauer-Hechler von Bündnis 90/Die Grünen darauf, dass auch die Stadtentwässerung zur kommunalen Daseinsvorsorge zählt. Daher dürfe nicht das Streben nach Gewinn Richtschnur sein, sondern eine möglichst hohe Qualität und Nachhaltigkeit. Nur unter kommunaler Kontrolle können neue Vorgaben und Standards gesetzt werden, wie Kundenfreundlichkeit, sozial verträgliche Preise, angemessene Löhne und Schutz der Natur.

Die Fürther Grünen unterstützen den Aktionskreis "Wasserbündnis" in seinem Bemühen, ein entsprechendes Bürgerbegehren auf den Weg zu bringen, und sind am Wassertag (25.03.06) mit einem Infostand präsent.

Waltraud Galaske   und  Lydia Bauer-Hechler

